
.. 
h'~c"'en Proto!<Ollen n -q/lfcf(, der Beilagen zu den StenograP..:J" . .::. .. _~ ____ :-,"-

des Nationalrates XYlit Gesetzgebungspenode 

ANTRAG 

No . ... 1.~r. .. ..1 A 
PrIs.: 2 0. JUNI 1991 

................ I1I1 •• U •• '.II,J,·j·Vlu 

der Abgeordneten Dkfm.Dr. Keimel, Parnigoni, Ingrid Tichy-Schreder, 

und Kollegen 

betreffend ein Bundesgesetz über die Errichtung einer Schönbrunner 

Tiergarten-Gesellschaft m.b.H. (Schönbrunner Tiergartengesetz) 

Der Nationalrat möge beschließen: 

8undesgesetz vom .. _._. übar dia Erriohtung einer Schönbrunner 

Tiergarten-GesellSChaft m.b.H. (Schönbrunner Tiergartengesetz). 

§ 1(1) Der Bunaesm1nister für wirtschaftliche Anaelegenheit@n wird 

ermächtigt. zur Fortführung der betriebsähn11phen E1nr1cntung des 

Bundes "Tiergarten Schönbrunn" eine Gesellschaft m.b.H. mit dar 

Firmenwortlaut "Sohönbrunner Tiergarten-Gese~lschaft m .. b. H. ", im 

fOlgenden Gesellschaft bezeichnet. und dem Sitz in Wign zu 

grtindgn, ~owie die d1eebezUglichen E1gen1:Umerrechte für den Bund 

wahrzunehmen. 

(2) Soferne in diesem Bundesgesetz nichts andarQs beGtimmt ist, 

~~nd die Be3timmungen des Gese~~es UDer Gesellschaften mit 

beschrankter Haftung, BGBl.Nr. 58/1906, in der geltenden Fo~sung 

auch für die~e Ge5ellschaf~ anzuwenden. 

(3) Der Bundesmin~s1:er fUr wirtschaftliche Angelegenheiten wird im 

Einvernehmen mit dem 8undesmLnistar für Finanzen ermbchtigt, 

die~er Gesells~haft den Be~rieb des Tiergartens Schönbrunn mit den 
dazugehörigen BauliChkeiten und Grundflächen sowie allem Zubehör, 

einschließlich des T1erbestandes, zu einern angemessenen Pachtzins 

zu verpachten und fernar zUGätzlioha, für die E=we~terung ~es 

Tiergertens errorOerliche Baulichkeiten und Grundflächen 

195/A XVIII. GP - Initiativantrag  (gescanntes Original) 1 von 8

www.parlament.gv.at



- 2 -

einschließlich allem ZUbehör in dieses Pachtverhältni~ 
mitainzubeziehen. 

(4) Soweit dies für den Be~r1en unO e~ne angemessene Kapitalaus­
stattung der Gesellschaft erforderlich ist, wird der Sundes­

~inieter für wirtscnar~licne Angelegenheiten weiters ermächtigt, 

auch als Sacheinlage Tiere und sonstiga. Zubahö4 dee Tiergartens 

Schönb4unn sowie ~ie 6am1~ zusammenhängenden bestehenden 

Forderunga~ und Verbindlichkeiten .owiQ eine Bareinlage in die 

Gesell~chaft e1nzunringen. 

{S) Der Bunaesm1n1ster für wirtschaftliche Angelegenheiten hat 

einen beeideten Wirtschaftsprüfar ale GrUndungsprüfer ~u 

bestellen. 

~ 2 (1) Der Bundesminister für Finanzen wird ermächt1q~, im 

Einvernahmen mit dQm Bundeemini~ter für wirtschattllche 

Angelegenheiten GeSChäftsanteile des Bundes an der Gesellschaft 

unter Badachtnanma auf die Bestimmung des Absa~z (2) bestmöglich 

Zu veräußern. 

(2) Jede über Abs. 1 hinausgehende weitere vermögen~rQchtlich& 

VQrfügung über Geschäftsonteile der Gesellschaft, insbesondere die 

gänzliche oder teilweise VeräuSerung oder Verpfä~dung dar 

CQschäftaanteile, auch wenn sie Qurch spatere Erwerber erfolgen, 

bedarf zu ihrer Wirksamkeit in Abweichung von § 76 des Geset~es 

über Ge3ell~chaften mit bescnrankter Haftung der Zustimmung des 

Bundesministers für wirtschaftliche Angaleganha1ten. Die3e 

Zustimmung darf nur er~eil~ werden, wenn sie den Aufgaben der 
Gesellschaft (§ 3) nicht zuwid~r läuft. 

§ 3 Im Gesellschaftsvertrag s~nd hin~ichtlioh des Unternehmens­

gegenstandes neben einem allgemeinem Kontrahierungszwang und 

gan2jähriger Betri~bBpflicht incbGsondere fo1gende Aufg~ben 

vorzusehen: 
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1. Tiere sind im Tiergarten Schönbrunn nach dem nQu&~t9n Stand 

tiergärtneri~cher Erkenntnisse un~er Bedacr.tnahce auf die 

Erfordernisse des Natur- und Artenschut2Q& 2U haltQn, zu 

pflegen und zu vermehren. 

2. Die Gesellschaft SOll wlssensc!'laftliche Forsch.ung auf allen 
Gebieten der TiergartenbiologiQ, im besonderen ouf den 

Gebieten der zoologie, der Tiermedizin und der Zoopädagogik 

ermöglichen. 

3. Als Stätte der Begegnung mit Mensoh und Tier soll einer 

breiten Öffentl1chkeit Interesse und Verständnis für die 

Tierwelt diesQr Erde durch eine sinnvolle Auswchl von 

Tiertormen vermittelt werden. Die Funktion als städtischer 

Erholung~raum iGt zu gewährleisten. Dabei sind d1e 

Eintr1ttspreise unter Bedachtnahme auf soziale Aspekte 

fes:t%ulegan. 

4_ Zusammenarbeit mit nationalen und internationalen 
Institutionen vergleichbarer Zielsetzungen. 

5. Erhaltung des Kulturdenkmales "Tiergarten Sc hönh runn " . 

§ 4 Im Gesellschaftsvertrag sind als beratsnde Organe dQr 

GQsellaohaft auch ein tiergartenblolog1scner 

Beirat und ein Förderungsbeirat vorzusehen, deren Mitglieder im 

Einvernehmen mit dem vorstand vom Bundesminister für 
wirtschaftliche Angelegenheiten 2U bestellen sind. Bei der 

Bestellung der Mi~g11eder aer Beiräte ist auf deren fachliche 
Qualifikation insbesondere im Hinblick auf die Lm § 3 festgelegten 

Aufgaben bedacht zu nenmen. Die 8estellW1g erfolgt auf die Dauer 
von jeweils drei Jahren, wobei eine Wiederbeatellung :ulä~sig 1s~. 

Eine vorzeit1ge AbDerufung durch den Bundesminister für 

wirtschaftliche Angelegenheiten aus wiohtigen Gründen, insbeson­

dere bei grober Pflichtverletzung, ist zulässig. Für jedes 

Mitolied ist ein ErsatzmitgliQd zu beetellen. Oie Mitglieder oer 
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Beiräte sind zu~ Verschwiegenhei~spfli~ht anzugQlobQn. Ihre 
Tätig~eit erfolgt ehrenam~lich. 

§ 5 (1) rür die Bediensteten des Bundes. die am Tag vor dem Beginn 
des Pachtverhältnisses gemäß § 1 Abs. 3 beim bi~herigen Tiergar~en 

Schönbrunn bescnat~1g~ waren. gilt ab dem Tag des Beginns dieses 

Pachtverhältnisses folgende Ragelung: 

1. Arbeiter und Lehrlinge, für die der Kollektivvertrag der 

Tierprleger g11t. werden Arbeiter bzw. Lehrlinae der 
Gesellschaft. 

2. B9amte gehören auf die Dauer ihres Diens~stan~es dem 

5cnönbrunner Tiergartenamt an (Abs. 3). solange sie nicht auf 

9ine andere Planstelle ernannt werden. 

3. Vertragsbedienetete ~erden Arbeitnehmer der Gesellschaft; 

(2) Für die in Ab~.l Z 1 und 3 genann~en Bediensteten bleiben die 

am Tag vor Beginn des Pachtverhältnisses (§ 1 Abs.3) bestehenden 

Rechte gewahrt. 

(3) Di~~ststelle für die in Abs.(l) Z 2 genannten Beamten ist das 

einzurichtende "Schönbrunner Tiergartanamt". Diese Dienststelle 

ist dem Bunde~1nis~er1um tur Wirtschaftliche Angelegenheiten 
unmittelbar nachgeordnet und wird vom G9schäftsführer der 

Ge3ellscha~t gele1te~, aer in dieser Funktion an die Weisungen des 

Bundesministers für wirt~chaftliohQ Angelegenheiten gebunden 1st. 

(4) Das Schönbrunner Tiergart9namt iat anweisende Stelle im Sinne 

des Bundeshaushaltsrechtes. 

(5) Die in Absat~ (l) Z 2 genannten Beamten haben. wenn sie 

innerhalb von fünf Jahren naoh Beginn des Pachtverhaltn1sses (§ 1 

Abs. 3) 1nren Austritt aus dem Bundesdienst erklären. Anspruch auf 

Aufnahme in ein Arb&it9Verhältni~ zur Gesellschaft ml~ Wirksamkeit 
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vc dem dem Austritt fOlgenden Monatserst@n. Wenn zum ZQitpunkt 

d~r Aufnahne Forderungen des Bundes gegenUber diesen Beamten 

bestehen, sind sie dem Sund ebenso wi~ die FordQrungen des Bundes 

gegenüber öen in P~s.l Z 1 und 3 genannten Bediensteten von der 

Gesellschaft zu refundieren. 

(6) Für die in Absatz (1) Z 2 genanntQn Beamten gelten das 

Arbeitsve=fa55ungsgese~z BGB1.Nr. 22/1974, das Arbeiterkan~er­
gesetz BGB1.Nr. 105/1954 und das Arbaitnehmersenutzgesetz BGB1.Nr. 

234/1972 1n der jeweils geltenden Fassung. 

(7) ~Qr die in AbS.(l) Z 2 genannten 8eamten hat die Gesellschaft 

dem Bund den Aufwand dar AktivbezUge EU ersetzen und an den Buna 

monatlich einen Beitrag zur Deckung des Pensionsaufwandes im 
Umfang von 30 von 100 des Aufwande6 der Akt~vbezüge zu le~s~en. 
Pens1onsbelträge, die bei der Auszahlung der Aktivbeztioe dies~r 
Pension~n bQrQit~ vo~ Bund einbehalten werden, s1nö, rn1~ Ausnahme 

Oer besonderen Pensionsbeiträge, auf diesen Beitrag anzurechnon. 

(8) Für die Berechnung des Beitrages zur Deckung des 
Pansionsaufwandes nocn Abs.7 gelten als Ak~1vbezüge alle 

Geldleistungen, von denen der Pensionsbeitrag zu entrichtQn ibt. 

(9) übe~eisungbeiträge, die ab den Tag dQ~ Boginn~ dQS 

Pachtverh~ltnisse5 (§ 1 Abs.3) von Soz1alversicherungsträgern 
geleistet werden, sind dem Bund in voller HöhQzU überweieen. 

(10) Die Gesellschaft hat dem Bundesmini~tQrium für Finan~enolle 

Unterlagen zur Vertugung zu stellen, die für die Erstellung des 

Bundesvoranschlaoes und des BundesrQ=hnungGabachluB~es bezOglich 

de~ Beitrages nach AbS.7 bzw. der Uberweisungsbeträge nach Abs.9 
er:orderlich sind. Gegenüber dem RQohnungehof gilt gleiches für 

die zur Ers~ellung öes Bundesrechnungsabschlusses erforderlichen 
Untel."laoen. 
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§ 6 (1) Das Bundesrechenamt hat die ihm obli~gendan AufgabQn für 
cl!...;; im § 5 Aba.l Z 1 bis 3 genannten B'Jn6esbediensteten auf 

Verlangen der Gesellschaft weiterhin, l~ngstan~ jedoch bis zurr 

31.12.1995, wah~~unehmen. D1e Haushaltsverrechnung des Bundes für 

das Schönbrunner Tiergartenamt sowi~ dia BQsoldung der Beamten 

aind vom Bunde~rechenam't m1tzubesorgen. 

(2) PensionsbehOrOe tur Oie im § 5 Ans.l Z 2 g~,annten Beamten, 

welche in den Ruhestand tratQn, i~t das 8undesrechenamt. 

§ 12 Mit der Vollziehung dia~as Bundeege5et~es i~t 

1. der BundesminiGtar für wirteohcftl~che Angelegenhe1ten, 

2. hinsichtlich des § 1 Aha.l, 3 und 4 der Bundesrn1n~ster für 

wirtSChaftliche Angelegenheiten im Einvernehmen mit dem 
BundQsminister für Finan~en, 

3. hin~iohtlioh de~ § 2 Ab~.l der Bundesmin1ster für Finanzen 

im Einvernehmen mit dem Bundesminister für wirtschaftliche 

Angelegenheiten. 
betraut. 

In formeller Hinsicht wird beantragt, diesen Antrag dem 

Bautenausschuß zuzuweisen. 
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Begründung: 

Dieses Bundesgesetz soll geeignete ~echtlich9 RahmQnbod~ng~ngen 
für ein neues Tiergartenmanagemen~ für den Tiergarten SchÖnb~unn 

in Wien schaffen: 

Durch die Ermächtigung zur Gründung ainGr Gasellaoheft mit 

beschränkter Haftung soll eine Auslagerung des Tiergartens aus der 

Bundesverwaltung und damit GinG flexiblsre Führung de~ Tiergartens 

Schönbrunn ermoglicht werden, um einerseits den neuesten Stand 

tiergartenbiologischGr Erkenntnisse und um andererseits den 

Anforderungen aes Denkmalschutzes zur Erhaltung des 
Kulturdenkmales "Tiergarten Sohönbrunn" optimal Rechnung tragen zu 
konnen. 

Autgrund der derzeitigen Besucherzahl von rund 650.000 Besucher im 

Jahr 1990 und dQC durohsohnittlichen Eintrittspre1sses von 5 22,13 

ergibt sich bei derzeitigen Einnahmen- und Ausgabenstruktur für 

das Jahr 1990 ein negatives Betriebsergeb~s von S 30.064 Mio. 

Ein internationaler Vergleich priva~irtschattliCh geführter 

Tiergärten ergibt, daß eine weitgehend ausgeglichana Gebarung dee 

laufenden Betrieb~ergebn1sses erreichbar ist. Bei der zu 

erwartenden Steigerung der Attraktivität d~s TiergartQns 

Gohönbrunn ist mit eine~ wesentlichen Erhöhung der Einnahmen zu 

rechnen (z.B. sollen private Spon$ortät~gkaitQn und private 

Tierpatenschaften zusatz11che Finanzquellen für die Gesellschaft 
eröffnen.). Durch die Schaffung einer ent~praohenden vor allem 

touristischen Infrastruktur wird es dem Unternehmen möglich sein. 
zusätzliche Einnahmen %u erzialsn. Da~u zählen u.~. ent3prechende 

Angebote von At~rakt1onen, die insbesondere für Familien und 

Kinder als Besucher de~ Tiargartanc geeignet ~ind, 30wie andere 

unmittelbar und m1ttelbar mit dem Betrieb eines Tiergartens im 
Zusammenhang steh~dQ Aktivitätan. 
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Hinsichtlich der Übertragun~ ist folgsnde Vorgang5weiee 

vorgesehen: 

Der Gesellschaft werden im Wege einQs PaohtvertrQge5 die fUr ~le 

Fortfü~ng des Betriebes notwendigen Nutzungsrechte am Vermögen 
des Tiergartens Schönbrunn ~OWi9 an Liegen~choften, die der 

Zufahrt und de4 verKehrsmä61gen Erschließung und der alltälligen 
Erweiterung des Tiergartens im BQr9iohde~ Schloßpo4ks von 

Schönbrunn dienen, e1ngeräumt. Zu diesem Zweck sollen ferner die 

beweglichen Sachen und Ti9re (§ 265 e ~GB) des derzeitigen 

Tiergartens scnönbrunn auch als Sacheinlage des Bundes in 

Gesellschaft eingebracht werden können. 

Die in diesem Bundasgesets enthaltenen ßest1mmungen über 

Verfugungen über Bundesvermögen unterliegen nicht dsm 

Einspruchsrecht dQ~ Bundesrates. 
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